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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Mitte Mai legte der Bundesrat den Bericht zur Erfüllung der beiden gleichlautenden
Postulate Germann (svp, SH) und Fluri (fdp, SO) (Po. 13.3820) vor. Beide Vorstösse
verlangten eine Evaluation der Wirkung des Städte- und Gemeindeartikels (Artikel 50
BV). Die beiden Parlamentarier vertraten dabei auch die Interessen des
Schweizerischen Städteverbandes bzw. des Schweizerischen Gemeindeverbandes, die
Kurt Fluri bzw. Hannes Germann präsidierten. Insgesamt beurteilte die Regierung den
Artikel 50 BV, der die Gemeindeautonomie sichert und den Bund zu Rücksichtnahme
auf die unterste föderale Ebene verpflichtet, als behutsame und erfolgreiche Neuerung.
Gemeinden seien gestärkt und Städte vermehrt in den Fokus der Bundespolitik gerückt
worden, ohne dass dies auf Kosten der ländlichen Gemeinden gegangen wäre. Der
Bericht machte allerdings auch Mängel und Verbesserungspotenzial aus. Die
spezifischen Anliegen aller Gemeinden, und insbesondere der Städte, der
Agglomerationen und der Berggebiete müssten bei Rechtsetzung und Vollzug noch
stärker berücksichtigt werden. Dies solle in Zukunft bei der Vorbereitung von Erlassen
(via Vernehmlassungsverfahren), bei der Koordination in der Raumordnungspolitik aber
auch bei den statistischen Grundlagen geschehen. Zu beschliessende Massnahmen
sollen künftig auch auf ihre Miliztauglichkeit sowie auf für Gemeinden unterschiedliche
raumrelevante Auswirkungen überprüft werden. 
In einem Beitrag in der NZZ kommentierte Kurt Fluri den Bericht des Bundesrates. Er
ging mit der Regierung zwar einig, dass der Artikel wichtige Neuerung gebracht habe.
Allerdings seien die vorgeschlagenen Verbesserungen nur sehr bescheiden.
Insbesondere in der Finanz- und Steuerpolitik, die sehr starke und unmittelbare
Auswirkungen auf die Gemeinden entfalte, blieben die Anliegen der Gemeinden
unberücksichtigt. Fluri verwies auf die Unternehmenssteuerreform III – ein Geschäft,
das 2014 bereits die neu geschaffene Konferenz der städtischen Finanzdirektoren und
den Schweizer Städteverband umgetrieben hatte. Wenige Wochen nach dem NZZ-
Beitrag forderte der Städte- zusammen mit dem Gemeindeverband in einem an alle
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gerichteten Brief Entschädigungen für die
drohenden Einnahmeeinbussen durch ebendiese Steuerreform. Entweder seien die
Kantone zu verpflichten, die Ausgleichszahlungen, die sie vom Bund erhalten,
zumindest teilweise an die Gemeinden weiterzuleiten, oder aber Kantonen und
Gemeinden sei die Mehrwertsteuer zu erlassen. Es sei nicht länger zulässig, dass Bund
und Kantone immer mehr Kosten auf die Gemeinden abwälzten, ohne entsprechende
Entschädigungen bereitzustellen. Die Forderung nach mehr Einfluss der Gemeinden
auf die nationale Politik wird also zunehmend lauter. 1

BERICHT
DATUM: 21.08.2015
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In der Sommersession 2021 beugte sich der Nationalrat als Erstrat über den
Zusatzkredit zur Umfahrung Oberburg. Hierzu lagen ein Antrag der
Kommissionsmehrheit auf Eintreten sowie ein Minderheitsantrag Trede (gp, BE) auf
Nichteintreten vor. Die Sprecherin der KVF-NR, Nadja Pieren (svp, BE), stellte das
Projekt kurz vor und strich hervor, dass die Umfahrung notwendig sei, um die
Verkehrssituation im Emmental umfassend zu verbessern. Das Projekt werde zudem von
der lokalen Bevölkerung breit getragen und sei für den Wirtschaftsstandort Emmental
von immenser Bedeutung. Aline Trede widersprach insbesondere der Aussage zur
Notwendigkeit dieses Projekts vehement. Das Projekt werde bloss realisiert, weil noch
Geld aus den vorangehenden Agglomerationsprogrammen übrig sei. Das Projekt sei sehr
teuer, bringe kaum einen wirtschaftlichen Nutzen mit sich und sei insgesamt ein
«schlechtes Projekt», wie auch das ARE bestätigt habe. Zudem führe es zu einer
Zunahme des Verkehrs und damit zu mehr CO2-Emissionen und es stelle einen grossen
Eingriff in die lokale Landschaft und Natur dar. Schliesslich sei der Tunnelbau auch eine
Gefahr für das Grundwasser in Oberburg. Diese Ausführungen bezüglich des grösseren
Verkehrsaufkommens wollte Kurt Fluri (fdp, SO) als Befürworter der Umfahrung nicht so

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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stehen lassen. Es sei in der Botschaft ausgeführt worden, dass der Kanton Bern und die
Trägerschaft des Agglomerationsprogramms Burgdorf dafür zu sorgen haben, dass
unerwünschte Nebenwirkungen, wozu auch der Mehrverkehr zähle, angegangen
würden. Nachdem Verkehrsministerin Sommaruga darum gebeten hatte, der
Kommissionsmehrheit zu folgen und dem Zusatzkredit zuzustimmen, sprachen sich 110
Nationalrätinnen und Nationalräte in der Gesamtabstimmung für den Bundesbeschluss
aus, 81 waren dagegen und 2 Personen enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden
Stimmen stammten von den geschlossen stimmenden Grünen- und GLP-Fraktionen,
von der grossen Mehrheit der SP-Fraktion und von vereinzelten Stimmen der Mitte-
Fraktion. 2

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Die Reaktionen auf die Botschaft zum vierten Programm des Agglomerationsverkehrs
fielen in der FK-NR und in der KVF-NR positiv aus. Beide Kommissionen beantragten im
Frühling 2023 einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Die FK-NR war der Ansicht, das
vom Bundesrat präsentierte Programm entspreche dem vom Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) vorgesehenen Rahmen und erziele die
gewünschte Wirkung in den Agglomerationen. Die federführende KVF-NR befürwortete
sämtliche vorgeschlagenen Agglomerationsprogramme und beantragte zusätzlich mit 12
zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen, den Strassentunnel Moscia-Acapulco (TI) als
«integralen Bestandteil des Agglomerationsprogramms ‹Locarnese› anzuerkennen» und
den Kredit von CHF 1.6 Mrd. entsprechend um CHF 38 Mio. zu erhöhen. Zwei
Minderheiten beantragten zum einen eine Änderung bei den Abzügen vom
Bundesbeitragssatz an die Projekte und zum anderen eine Koppelung des Inkrafttretens
dieser Vorlage mit jener des Ausbauschritts 2023 der Nationalstrassen, damit
«verschiedene Projekte und Verkehrsträger [nicht] gegeneinander ausgespielt
werden».

In der Sommersession 2023 befasste sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen
Entwurf. Für Diskussionen gesorgt hatte in der grossen Kammer dabei erstens der von
der KVF-NR zusätzlich beantragte Strassentunnel Moscia-Acapulco im Tessin und die
dazugehörige Krediterhöhung von rund CHF 38 Mio. Während die mitberichtende FK-
NR auf diesen Tunnel verzichten wollte, stimmte der Rat für die zusätzliche
Finanzierungsbeteiligung. Zwar sei dieses Projekt «sozusagen hineingeschmuggelt» und
nicht nach dem üblichen Verfahren in das Programm aufgenommen worden, wie
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) im Rat erklärte. Da es wohl aber keine
präjudizielle Wirkung für zukünftige Projektaufnahmen entfalte, solle sich doch die
ständerätliche Kommission dieser Sache nochmals annehmen.
Zweitens diskutierte die grosse Kammer über die Höhe der Beitragszahlungen des
Bundes an die Projekte. Grundsätzlich war vorgesehen, dass sich der Bund mit
Zahlungen in der Höhe von 30 bis 45 Prozent der Gesamtkosten an den Projekten
beteiligt. Die bundesrätliche Regelung sah jedoch auch Kürzungen der Beiträge in der
vierten Generation um fünf Prozent vor, wenn in vorherigen Programmen (jenen aus der
ersten und zweiten Generation) Massnahmen in der entsprechenden Agglomeration
ungenügend umgesetzt worden waren. Eine Minderheit Pasquier-Eichenberger (gp, GE)
wollte auf solche Bestrafungen (in den Regionen Burgdorf, Chablais, Chur, Grand
Genève, Réseau Urbain Neuchâtelois und Agglo Y) verzichten und den Kredit
entsprechend um CHF 35 Mio. erhöhen, damit die Projekte schnell realisiert werden
könnten. Die Kommissionsmehrheit wollte mit dieser Massnahme hingegen
sicherstellen, dass die Mittel zukünftig effektiv eingesetzt werden. Die Kürzungen
fänden dort statt, wo die «Verzögerungen auf ein Selbstverschulden der Trägerschaft
zurückzuführen» seien, erklärte Kurt Fluri. Der Rat folgte in diesem Anliegen ebenfalls
der Mehrheit und behielt die Kürzungen bei. 
Drittens beriet der Nationalrat einen Minderheitsantrag Wasserfallen (fdp, BE) zur
Koppelung der Vorlage mit jener zum Ausbauschritt 2023 der Nationalstrassen.
Wasserfallen wollte im Namen der FDP-Fraktion eine solche Verbindung vornehmen, da
die beiden Vorlagen als Gesamtsystem betrachtet werden müssten. Die Gegenseite warf
der Fraktion hingegen vor, das Agglomerationsprogramm in «Geiselhaft» zu nehmen,
um dem umstrittenen Ausbau der Nationalstrassen unter die Arme zu greifen, wie etwa
Barbara Schaffner (glp, ZH) kritisierte. Die Verknüpfung der beiden Vorlagen wurde
schliesslich mit 109 zu 87 Stimmen abgelehnt, wobei die geschlossen stimmende SVP-
Fraktion zusammen mit Teilen der FDP- und der Mitte-Fraktionen erfolglos für eine
Verknüpfung votierten. 
Zum Schluss stellte sich die grosse Kammer klar hinter die Vorlage: Einstimmig mit 196
Stimmen und ohne Enthaltungen erteilte der Nationalrat den rund 1200 Massnahmen in

BUNDESRATSGESCHÄFT
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32 Agglomerationen im Umfang von CHF 1.6 Mrd. grünes Licht. Die finanziellen Mittel
zur Beteiligung des Bundes an diesen Projekten stammten aus dem entsprechenden
Topf der zweckgebundenen Mineralölsteuer (NAF). Verkehrsminister Albert Rösti zeigte
sich im Rat zufrieden und bezeichnete die Agglomerationsprogramme als
«zukunftsgerichtete Verkehrspolitik, denn sie berücksichtigen alle Verkehrsträger, vom
Auto über Bus, Tram, Velo letztlich bis hin zum Zu-Fuss-Gehen». Das Geschäft ging
damit mit einer Anpassung am bundesrätlichen Entwurf (dem Strassentunnel Moscia-
Acapulco) an den Ständerat. 3

Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2023 als Zweitrat die Botschaft zum
vierten Programm des Agglomerationsverkehrs behandelt hatte, beugte sich der
Nationalrat noch in derselben Session über eine erste Runde der Differenzbereinigung.
Zur Debatte stand dabei die vom Nationalrat in der ersten Runde befürwortete
Aufnahme des Strassentunnels Moscia-Acapulco in den bundesrätlichen Entwurf,
wogegen sich der Ständerat gestellt hatte. 
Die KVF-NR hatte in Anbetracht des Beschlusses der kleinen Kammer beantragt, den
Wortlaut des Einzelantrags Herzog (sp, BS) aus dem Ständerat in den bundesrätlichen
Entwurf zu übernehmen. Laut Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) sei die
Notwendigkeit und Dringlichkeit des Projekts weitgehend unbestritten. Durch die
vorgeschlagene Änderung könne der Kanton Tessin sein Projekt nachträglich zur
Prüfung einreichen. Eine Botschaft des Bundesrats zum Projekt wird laut Fluri
anschliessend nur dann erstellt, wenn das Projekt drei Bedingungen erfülle: Erstens
müssten flankierenden Massnahmen zugunsten des öffentlichen und Langsamverkehrs
in die Planung aufgenommen werden, zweitens dürften die Kosten für den
Strassentunnel die freigegebenen Mittel aus den bereits umgesetzten oder geplanten
Generationen des Programms nicht überschreiten und drittens müsse der Kanton
Tessin das Projekt so weit ausarbeiten, dass das Vorhaben ohne die
Verpflichtungskredite nicht weiter geplant und umgesetzt werden könne. Zu Gunsten
des Strassentunnels meldete sich auch der Tessiner SP-Nationalrat Bruno Storni zu
Wort. Laut Storni sei die Planung des Projekts bereits weit fortgeschritten und der
Baubeginn für 2026/27 geplant. Würde der Tunnel nun nicht in die vierte Generation
des Programms Agglomerationsverkehr aufgenommen, käme es zu beachtlichen
Bauverzögerungen, da der Tessiner Kantonsrat somit erst mit der fünften Generation
des Programms Agglomerationsverkehr eine konkrete Botschaft zum Bau des Tunnels
fassen könnte.
Eine Kommissionsminderheit beantragte dagegen aus formalen Gründen, den
Strassentunnel Moscia-Acapulco aus der Vorlage zu streichen. Die Minderheit würde
das Projekt laut Michael Töngi (gp, LU) aber unterstützen, sobald es korrekt eingegeben
werde. Auch Bundesrat Albert Rösti sprach sich weiterhin gegen die Aufnahme des
Strassentunnels in die Vorlage aus. Die Notwendigkeit des Projekts seit unbestritten
aber der Baustart würde mit einer Aufnahme des Projekts in die fünfte Generation des
Programms Agglomerationsverkehr nur wenig verzögert. Zudem sollte laut Rösti
verhindert werden, das der vierjährige Prozess des Programms unterbrochen wird und
zukünftig alle Kantone Zusatzbotschaften ausserhalb des ordentlichen Rahmens des
Programms Agglomerationsverkehr fordern können. 
Verschiedene Fragen wurden zudem zum Vergleich des Strassentunnels Moscia-
Acapulco mit der Umfahrung Oberburg laut. Während die Kommissionsminderheit und
Bundesrat Rösti angaben, dass die Situation rund um die Aufnahme der Projekte zu
verschieden sei, um das Vorgehen der dritten Generation des Programms für den
Tessiner Tunnel zu übernehmen, sah Bruno Storni durchaus Parallelen zwischen den
beiden Projekten. Die Planung des Strassentunnels sei zwar noch nicht konkret
eingereicht worden, die Rahmenbedingungen des Bauvorhabens wie beispielsweise der
Standort, die Länge oder das ungefähre Budget seien aber in der mittlerweile drei Jahre
andauernden Planung beschlossen worden. 
Schlussendlich stellte sich eine grosse Mehrheit des Nationalrats hinter den
Strassentunnel Moscia-Acapulco. Der Mehrheitsantrag zur Aufnahme des Projekts
wurde mit 130 zu 53 Stimmen bei 2 Enthaltungen gutgeheissen, womit das Geschäft zur
erneuten Prüfung an den Ständerat überwiesen wurde. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2023
LENA BALTISSER
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Das zu Beginn des Jahres zur Konsultation versandte Konzept zur „Hauptstadtregion
Schweiz“ stiess in den Nachbarkantonen auf breite Zustimmung und so konnte gegen
Ende des Kalenderjahres unter Leitung vom Berner Volkswirtschaftsdirektor Andreas
Rickenbacher (sp) und dem Solothurner Stadtpräsident und Nationalrat Kurt Fluri (fdp)
der Verein Hauptstadtregion Schweiz gegründet werden. Das Projekt wurde im Sommer
des Vorjahres als Reaktion auf einen vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
präsentierten Entwurf eines Raumkonzeptes lanciert, welcher Bern im Gegensatz zu
Zürich, Basel und dem Bassin Lémanique den Status einer erstrangigen
Metropolitanregion absprach. Laut Aussagen desselben Bundesamtes wird die Initiative
der Hauptstadtregion begrüsst und die zentrale Position des Politzentrums Berns in der
räumlichen Entwicklung der Schweiz anerkannt. Der sich in Arbeit befindende, neue
Entwurf zum Raumkonzept Schweiz behandle Bern denn auch auf Augenhöhe mit den
drei Metropolen. 5

ANDERES
DATUM: 20.03.2010
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat beschloss in der Wintersession 2021, die Frist für die Behandlung einer
parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) betreffend eine Lockerung des Schutzes von
Ortsbildern nationaler Bedeutung zugunsten der Förderung der Siedlungsentwicklung
nach innen um zwei Jahre bis zur Wintersession 2023 zu verlängern. Der Beschluss kam
auf Antrag der nationalrätlichen UREK zustande. Die Kommission begründete ihren
Entscheid damit, dass sie erst noch einen vom Bundesrat in Auftrag gegebenen Bericht
mit Empfehlungen bezüglich der Behandlung von Verdichtung und Ortsbildschutz im
Rahmen der Interessenabwägung abwarten wolle. Die Arbeitsgruppe war vom EDI und
vom UVEK im Nachgang zu einem Bericht in Erfüllung eines Postulates Fluri (fdp, SO; Po.
16.4028) zusammengestellt worden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2021
ELIA HEER

1) Bericht BR vom 13.5.2015; NZZ, 15.5., 28.7., 22.8.15
2) AB NR, 2021, S. 1028 ff.
3) AB NR, 2023, S. 1114 ff.; AB NR, 2023, S. 1123; Medienmitteilung FK-NR vom 31.3.23; Medienmitteilung KVF-NR vom 21.3.23
4) AB NR, 2023, S. 1847ff.
5) NZZ und SZ, 20.3.10; Bund, 8.7. und 3.12.10
6) AB NR, 2021, S. 2706; Bericht der UREK-NR vom 1.11.21
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